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Süddeutscbland und Preuhen
Unveröffentlichte Bismarck -Schriften ans der Vorgeschichte

der Reichsgründung

Von der großen Friedrichsruher Ausgabe der „Ge -
sammelten Werke Bismarcks " , die der Otto- stollberg -
Verlag , Berlin , herausgibt , erscheint in den nächsten Ta -
gen ein neuer , von Friedrich Thimme bearbeiteter Band ^
„Politische Schriften " . Der Band umfaßt die Zeit von
1867 ' bis 1869 und enthält über diese , der Reichsgriin -
dun.g vorangehende so wichtige Epoche der deutschen Ge -
schichte 440 bisher unbekannte , von der Forschung noch
nicht behandelte , politisch hochbedentsame Schriftstücke .
Mit Genehmigung des Verlages bringen wir die nach-
folgenden Schriftstücke zum Abdruck, die einen Einblick
in die Blsmarcksche Politik bei dem schwierigen Eini¬
gungswerk zwischen Süddeutschland und dem Norddrnt -
schen Bund gewähren .
Erlaß an den Gesandten in Karlsruhe , Grafen von Flemming

Vertraulich . Berlin , den 13. November 1867.
In Beantwortung des gefälligen Berichts Ew . pp . vom 3 . d. M .,

betreffend meine Unterredung mit Herrn von Türckheim <ba -
bischer Gesandter in Berlin . D . Red . ) , habe ich zuvörderst mei -
nein lebhaften Danke gegen Seine Königliche Hoheit den Groß -
herzog Ausdruck zu geben . Die mir auf seinen Befehl gewor¬
dene vertrauliche Mitteilung gewährt mir die wünschenswerte
Möglichkeit , meine Ansicht über das , was in dem Verhältnis
zwischen Nord - und Süddeutschland zunächst not tut in einer
solchen Weise zu rekapitulieren daß das Mißverständnis aus -
geschlossen wird , in welches Herr von Türckheim wegen einer
vorgefaßten Meinung , vielleicht durch den Gang des Gespräches
verfallen ist . Er resümiert das letztere in der Frage , ob mir
unter den gegebenen Verhältnissen die Herstellung eines alle
süddeutschen Staaten einigenden weiteren Bundes Wünschens -
werter erscheine , als der volle Eintritt eines oder einiger dieserStaaten in den Norddeutschen Bund . Nach meiner Erinnerung
ist diese Frage zwar berührt , aber von mir nicht als das eigent -
liche Thema behandelt worden ; und sie ist jedenfalls nicht in
meinem Sinne dahin beantwortet , daß durch die erste Alter -
native die zweite ausgeschlossen werde . Ich bin der Meinungund habe sie gegen Herrn von Türckheim ausgesprochen , daßein süddeutscher Bund keine der nationalen Sache besonders ge-
fährliche Kombination sei ; denn , in einem süddeutschen Paria -
niente konzentriert , würde das Nationalgefühl sich energischer
geltend machen , als in den Kammern der einzelnen Staaten .Aber als etwas Erstrebenswertes kann ich einen solchen Bund
nicht bezeichnen , teils wegen der ihm anhaftenden Nachteile ,teils in Würdigung der Fälle , die außer ihm möglich sind . Ich
finde nämlich einen erheblichen Unterschied zwischen dem Ein -
tritt eines und einiger süddeutschen Staaten in . den Nord -
deutschen Bund und ferner zwischen dem Eintritt des einen
oder des anderen Staates . Es läßt sich meines Erachtens viel
dafür sägen , daß Baden , indem es als Ferment auf die Ge -
staltung Süddeutschlands wirkt , der nationalen Sache größere
Dienste leistet , als indem es , und zwar allein , Mitglied des
Norddeutschen Bundes wird . Dagegen ist es mir zweifelhaft ,ob der überwiegende Gewinn nicht auf der anderen Seite zusuchen sein würde , wenn die Chance gegeben wäre , daß Baden
rlud Württemberg , und zwar letzteres freiwillig , nicht durch die
Umklammerung Badens genötigt , als Mitglieder des Nord -
deutschen Bundes ausgenommen werden könnten . Dawider
würde nur sprechen , daß diese Veränderung wieder als ein um
so stärkerer Zwang auf Bayern wirken u [nd ] letzteres vielleichtaus verletztem Selbstgefühle bedauerliche Bahnen einschlagenwürde *.

Ich kann daher meine Ansicht nur dahin zusammenfassen ,
daß mir für das Gesamtinteresse Deutschlands der Weg als
der förderlichste erscheint , der am schnellsten die süddeutschen
Staaten freiwillig dem Norddeutschen Bunde zuführt , daß sichaber dieser Weg noch nicht so klar erkennen und bestimmt be-
zeichnen läßt , daß ich mich amtlich darüber anzusprechen ver -
möchte . Es kommt vor allem auf die Richtung und die Ge -
schwindigkeit an , mit welcher die öffentliche Meinung in Süd -
Deutschland sich entwickelt ; und darüber wird sich erst auS dem
Zollparlament ein einigermaßen sicheres Urteil gewinnenlassen **. Es ergibt sich aus dem Gesagten als die nächste Auf -
gäbe , auf die beschleunigte Zusammenberufung des Zoll -
Parlaments hinzuwirken und das Verlangen nach Erweiterungdes Kreises seiner Berechtigungen , nachdem Heranziehen neuer
Beratungsgegenstände zu nähren oder zu erwecken . ES läßt
sich erwarten , daß die Entwickluug , deren Keim in dem Ver -
irage vom 8 . Juli d . I . liegt , die etwa wieder aufzunehmenden
Verhandlungen über die Föderation der süddeutschen Staaten
unter sich überholen werde .

Ew . pp . wollen sich gefälligst in diesem Sinne gegen Herrnvon Frevdorf sbadischer Außenminister . D . Red . ) aussprechen .
Krlaß an de» Gesandten in München , Freiherrn von Werthern .

<Konzcpt von der Hand des Bortragenden Rats Bucher .)
Berlin , den 19. November 1867.

Wie aus Karlsruhe zu meiner Kenntnis gebracht ist , hat derFürst Hohenlohe dem Großherzoglich Badischen Gesandten vonMohl mitgeteilt , ich hätte gegen ihn und den Freiherrn vonThüngen die Äußerung getan : Preußen habe wesentlich auSRücksicht auf Bayern das Drängen der badischen Regierungauf Eintritt Badens in den Norddeutschen Bund zurückge -
toiesen . Weuu auch der Eindruck , den diese Mitteilung inKarlsruhe gemacht zu haben scheint , zum Teil auf Rechnungdes Umstandes zu setzen ist, daß gleichzeitig Blätter , welche der
dortigen Regierung übelwollen , die aktenmätzig falsche Nachricht
terbreitet haben , es seien Anträge wegen Eintretens in den

torddenischen Bund badischerseits gestellt , in Berlin aber ab -

,
" Der Rest des Satzes von den Worten an : „usnd ^ letz -teres . . . " eigenhändige Korrektur Bismarcks ,

i
**3Eit erstaunlicher Intuition erfaßte W . Wehrenpfennig den

Standpunkt Bismarcks , wenn er gerade am 13. November an
Baumgarten schrieb : „Mir scheint , daß Bismarck selbst die

Heiden Wege in bezug auf die Herbeibringung des Südens
>nch bis zum Zollparlament offenlassen will . Ich glaube , er hat
porläufig mehr Lust zu der legislativen Gemeinschaft mit dem
Hanzen Süden als zur Aufnahme Badens allein , und würde
Letzteres nur als pis »Her und etwa nach Erreichung des
^rsteren Zweckes akzeptieren "

. Deutscher Liberalismus im Zeit -»lter Bismarcks , eck . I . Heyderhoff , I . 892 .

gewiesen worden , so ist die Art , in welcher 8er Fürst . Hohenlohe
eine fcinztlnS ,

*ttt unserem mehrstündigen Gespräch gefallene
Äußerung hat darstellen lassen, ' an und für sich däzu Ungetan ,mich einigermaßen in Verlegenheit zu setzen .

Der Gedankengang ist mir natürlich gegenwärtig , aber ebenso
natürlich ist es , daß ich mich nicht jeder einzelnen Nüance des
Ausdrucks erinnere . Es kam darauf an , Herrn von Thüngendie unbegründete Besorgnis zu benehmen , daß wir die baheri -
sche Unabhängigkeit gefährden wollten . Ich habe ihm deshalbden Gedanken entwickelt : wenn wir .darauf ausgingen , irgend -
einen Druck auszuüben , in dem die Machtverhältnisse mit -
zählten , so würde ich dem Streben nach dem Anschlüsse, welches
sich in dein ganzen öffentlichen Leben Badens zu erkennen gibt ,
mehr entgegenkommen . Ich habe den Fürsten Hohenlohe und
seinen Begleiter damit nur an Erscheinungen erinnern wollen ,die ihnen so gut bekannt sind wie mir . Wenn ich mich dabei des
Ausdrucks „drängen " bedient haben sollte , was ich nicht , mehr
weiß , so habe ich die Haltung der öffentlichen Meinung und der
parlamentarischen Körperschaften im Sinne gehabt . Wir kämen
diesem Bestreben nicht entgegen , weil ich es für notwKndig
hielte , daß die Entschließungen , die von Bayern und Württem -.'
berg gefaßt würden , ein Ergebnis des vollständig freien Willens
und der Überzeugungen der Bevölkerungen wie der Regierungen
seien . Diesen Gedanken habe ich . Ausdruck gegeben , aber nichtin der Stärke und in dem Sinne , daß die badische Regierunguns Anträge gestellt und wir dieselben zurückgewiesen hätten .

Ebensowenig habe ich .die Zusage beabsichtigt , daß wir , wenn
Baden einseitig Anträge auf größere Annäherung machen sollte ,wir dieselben unter allen Umständen ablehnen würden . . Wie
wir in dieser Beziehung denken , ist Ew . pp. bekannt . Wir wer -
den bestrebt sein , unsern Einfluß auf die Entwicklung der süd -
deutschen Verhältnisse dahin zu üben , daß wir dem Selbstgefühl
der bayerischen , resp . württembergischen Bevölkerung keinen
gerechten Grund zur Empfindlichkeit geben . Wir werden es
abzuioenden suchen , daß durch weitere Isolierung diese deut -
schen Staaten in die Lage kommen , welche eher Verstimmung
als Belebung des Nationalgefühls erzeugen würde . Hat der
Fürst Hohenlohe mich in dieser Beziehung anders verstanden ,
so bin ich mißverstanden worden .

Ew . pp . ersuche ich ergebenst , sich gefälligst nach Anleitung
dieses Erlasses , von welchem ich eine Abschrift nach Karlsruhe
mitteilen werde , gegen den Fürsten Hohenlohe auszusprechen .

Erlaß an den Gesandten in Karlsruhe , Grafen von Flemming
Berlin , den 22 . November 1867.

Der Freiherr von Türckheim hat mir mündlich und schrist .
lich mitgeteilt , welche Eröffnungen der Fürst Hohenlohe au ?
seinem und des Herrn von Thüngen Gespräch mit mir dem
Großherzoglich Badischen Gesandten in München gemacht
habe . Danach hat der Fürst Hohenlohe erzählt , daß ich ihm
gesagt hätte :

Das Verlangen (oder Drängen ) Badens nach alsbaldigem
Eintritt in den Norddeutschen Bund fei nicht angenommen
worden ; ich hätte demselben ein entschiedenes Nein entgegen -
gestellt , und zwar um der zu besorgenden Verwicklungen wil¬
len und aus Rücksicht auf Bayern , dem ich den Vortritt in
der Sache zu lassen wünschte loder dem die Initiative zur
Ordnung der süddeutschen Verhältnisse gegenüber dem Nord -
deutschen Bund zukäme ) .

Die Mitteilung des Fürsten Hohenlohe an Herrn v . Mohl war
schon vorher auf einem andern Wege und in einer etwas andern
Fassuitg zu meiner Kenntnis gekommen und hatte mich zu
einem berichtigenden Erlasse an den Königlichen Gesandten
in München bewogen , von dem eine Abschrift beiliegt . Ich
habe demselben , was meine Äußerung gegen die beiden bah -
rischen Herren selbst betrifft , nur die Bemerkung hinzuzusü -
gen , daß die Varianten der verschiedenen Relationen einen
neuen Beweis dafür liefern , wie schwierig es ist, in fort -
gesetzter mündlicher Überlieferung den Kern eines längeren
Gespräches unverändert festzuhalten , und wie leicht Mißver -
ständnisse entstehen , wenn nicht allen Teilnehmern eine ? Ge -
spräches über eine komplizierte politische Frage , die in betreff
derselben vorhandenen formulierten Erklärungen des einen
oder andern Teils gleich gegenwärtig sind.

Ich kann deshalb auch die Betrachtungen , die Herr von
Türckheim an jene Mitteilung knüpfte , nicht besser beantwar -

. ten , als , indem ich an das diesseitige Rundschreiben vom
7 . September d . I . erinnere , auf dessen Prinzip ich bei dem
Gespräche mit dem Fürsten Hohenlohe fußte , und an die Aus -
führung , die ich dazu in der Sitzung des Reichstags vom
24 . dess . M . gegeben habe .

In allem , was seitdem geschehen, ist nichts , was die König -
liche Regierung zu einer andern Politik oder mich zu einer
andern Beurteilung der Verhältnisse , mit denen diese Politik
zu rechnen hat , bestimmen könnte . Die wichtigste Erscheinung
der letzten beiden Monate ist, daß die öffentliche Meinung in
Deutschland und im Auslande sich sichtlich klärt , und daß
mehr und mehr unbegründete Besorgnisse verschwinden , die
natürlichen Konsequenzen geschehener Dinge anerkannt wer -
den . Aber was sich meines Erachtens daraus ergibt , ist ge-
rade die Warnung , die Dinge nicht zu brüskieren , nicht auf
die Gefahr hin , sie zu verwickeln , Fragen einer Lösung ent -
gegenzudrängen , der sie von selbst entgegengehen .

Es bleibt eine Hauptaufgabe unserer Politik , die bestehen -
den guten Beziehungen und die fortschreitende Annäherung
des gesamten Süddeutschland an Norddeutschland nicht zu be-
einträchtigen . Bisher ist das , wie uns dünkt , trotz aller ent -
gegenwirkenden Bestrebungen einzelner Elemente gelungen ,und in der Zukunft würde der Antrag auch nur einzelner
süddeutscher Staaten , in den Norddeutschen Bund einzutre -
teu , uns an sich nicht als eine Störung , sondern als eine
Frucht unsere ? Bemühens erscheinen . Schon der Artikel 79
der Bundesverfassung bürgt dafür , daß wir nicht auf die
Dauer und nicht prinzipiell einem solchen Eintritt widerstre -
ben . Allerdings wird aber im konkreten Falle zu prüfen sein ,ob nicht ein einzelner Eintritt gerade die Gefahr herauf -
beschwören würde , die vor allem zu vermeiden ist , die Ge -
fahr , durch Verletzung der Stammesempfindlichkeit eine rück-
läufige Bewegung in der nationalen Entwicklung Süddeutsch -
lands zu erzeugen .

Es ist nicht zu verkennen , daß der Eintritt Badens allein
zur Zeit von einer solchen Gefahr nicht frei sein würde .Denn derselbe würde , vermöge der geographischen Lage desLandes , einen Druck auf Bayern und Württemberg üben ,der gerade in dem Falle , daß der Eintritt Badens politischeKomplikationen herbeiführen sollte , wenn nicht eine Verstim -
mung doch einen Borwand zur Uneinigkeit geben könnte ineinem Momente , wo Deutschland der Einigkeit am meistenbedürfte .

Es wird sich also darum handeln , rücksichtlich aller oder
einzelner süddeutscher Staaten die Opportunität des Augen¬

blicks ^ü '
beurteilen und auf die Benutzung desselben vor -

^
bereitet zu sein . Baden wird dciS unseres Erachtens darin mvollem Maße sein , ivenn es sortsährt , seinerseits über seinenWillen und über die Sicherheit , mit der daselbst das natio >nale Ziel erstrebt .wird , jeden Zweifel auszuschließen nichtnur durch Aussprechen , sondern auch durch Betätigung sol¬chen Willens in den inneren Einrichtungen ' des Landes undin den Vorbereitungen für ein engeres Zusammenschließen .Darüber , was als . Bedingung , des letzteren zu betrachten sei ,haben in der letzten Reichstagssession die Regierungen unddie Abgeordneten Norddeutschlands sich einmütig dahin ans -'
gesprochen , daß die Wirtschaftsgemeinschaft ^ und die 'Wehr¬
gemeinschaft Hand in Hand gehen müßten , daß beider -Vor -teile gleich genossen und beider Lasten mit gleichen Schultern
getragen werden sollen .

Um zum Einnehmen einer bestimmteren Position überzn -
gehen , würde es , wie ich glanbe , rätlich sein , daß Zollpa ?la -
ment abzuwarten , in dem zum ersten Male in einer anders
Form , als die einzelnen süddeutschen Verfassungen sie gewäh -
ren , eine Vertretung vorhanden sein wird .

Ew . pp . wollen gefälligst diesen Erlaß nebst Anlage dem
Herrn Präsidenten von Freydors vorlesen und ihm , wenn eres wünscht , eine Abschrift beider Schriftstücke behändigen .
Erlaß an den Gesandten in Karlsruhe , Grafen von Flemming

sKonzept von der Hand des Bortragenden Rats Bucher .s
Vertraulich . Berlin , den 22. November 1867.Meinen ostensibeln Erlaß vom heutigen Tage , betreffenddie Erzählung des Fürsten Hohenlohe von meinem Gespräch -
mit ihm und Herrn von Thüngen , habe ich zuvörderst durchdas Ersuchen zu vervollständigen , daß Ew . pp. dem Präsiden -ten von Freydorf gefälligst sagen wollen , ich hätte nichts da-
gegen , wenn er den Erlaß , jedoch ohne die Anlage , den Kom -
Missionen der Kammern in vertraulicher Sitzung ganz oder
teilweise vorlesen wolle ; doch könne ich eine Veröffentlichungdes Wortlauts durch den Druck nicht für ratsam halten .

Außerdem bleibt mir einiges nachzutragen , was durch dievon Herrn von Türckheim bezeichnete und gewünschte . Bestim -
mung des Erlasses ausgeschlossen war , weil es das Taktischeund das damit zusammenhängende Gebiet der Konjektural -
Politik betrifft . — Gegenstände , über die ich mich wohl gegenHerrn von Freydors , aber nicht gegen die badischen Stände
aussprechen kann .

Unser System , Süddeutschland nicht zu drängen , wederdirekt noch mittelbar einen Druck aus die einzelnen Staaten
zu üben , hat sich bisher in seinen Erfolgen , wie wir glauben ,bewährt , und ich sehe jedenfalls den Augenblick noch nichtgekommen , es mit einem andern zu vertauschen . Über dievon uns nie verkannte Schwierigkeit , die darauK für Badenerwächst , haben wir schon im vorigen Jahre die Meinungausgesprochen und , wie Ew . pp . wissen, bei verschiedenen Ge -
legenheiten wiederholt , daß die Großherzogliche Regierungdie gemeinsamen Interessen wirksamer fördern würde , wennsie die Fühlung mit Bayern und Württemberg solange alsmöglich behielte , als wenn sie unter Zerreißung ihrer gegen -
wältigen Beziehungen zu den süddeutschen Nachbarstaaten ,diese sich selbst und ihr Fortschreiten auf dem Wege zu grö -ßerer Einigung lediglich der Wirksamkeit der nationalen Ele -mente in Bayern und Württemberg überließe , denen eineFörderung seitens der Regierungen nicht in demselben Maßezugutekommt wie in Baden . Mit lebhafter Befriedigung habeich von Herrn von Türckheim die erneute Versicherung er -halten , daß die Großherzogliche Regierung sich so wenig durchdie innewohnende Schwierigkeit einer solchen Aufgabe alsdurch die unnötige Erschwerung derselben , die zu dieser Kor -respondenz Anlaß gegeben hat , von der Verfolgung des na -tionalen Zieles will ablenken lassen . Ein Zeitpunkt , in demwir zu einem andern , . der badischen Regierung eine freiereBewegung gestattenden Systeme übergehen könnten , läßt sichnicht bestimmen . Wohl aber lassen sich Umstände bezeichnen ,die einen solchen Wechsel gebieten würden , z. B . wenn wiran der Bündnistreue Baverns oder Württembergs zweifelnmüßten , oder wenn ein Krieg mit Frankreich drohte , oderwenn die öffentliche Meinung in Süd - oder Norddeutschlanddringlicher würde , oder wenn wir die Hoffnung aufgebenmutzten . Württemberg und Bayern in einer absehbaren Fristmit dem bisherigen System der Schonung vorwärts zu brin -gen . Ich finde kein Bedenken dagegen , daß Herr von Frey -dorf diese Eventualitäten und andere , durch welche die Aus ,zählung zu ergänzen wäre , unter Umständen proprio motuin den Kammern geltend macht . Derselbe wird aber mitmir darüber einverstanden sein , dah die Behandlung solcherKonjekturen in einer preußischen Depesche für alle Beteiligte .Frankreich nicht ausgeschlossen , etwas Drohendes haben undzur Zeit nicht angebracht sein würde .Ew . pp . ersuche ich ergebenst , sich gefälligst bei Mitteilungdes ostensibeln Erlasses vom heutigen ^Tage zugleich in diesemSinne vertraulich gegen den Herrn Präsidenten von Frey ,dorf aussprechen zu wollen .

Literarische Oeuersckeinungen
Meyers Reisebücher : Das Mittelmeer , Madeira , KanarischeInseln . 5 . Aufl . , 1930 . Mit 28. Karten . SS Plänen und1 Grundriß . In biegsamem Ganzleinenband 15 fflt . VerlagBibliographisches Institut AG . in Leipzig . — Dieser schon inder Vorkriegszeit sehr geschätzte Führer ist das erste nach dem

Kriege erscheinende umfassende deutsche Reisebuch für Mittel -
meerfahrten . Seit Jahren fehlte es an einem praktischen,zuverläfsigen Reiseführer für dieses umfangreiche Gebiet .Wollte man über die Fülle von Sehenswürdigkeiten der Reise
einigermaßen unterrichtet sein — und ohne das ist ein nach-
haltiger Genuß der so reizvollen Fahrt nicht denkbar —, sowar man genötigt , 6—6 Reiseführer mit sich zu führen , aus
deren jedem man oft nur ein oder zwei Kapitel brauchte . Die -
sem iibelstande Hilst Meyers Mittelmeerführer ab . Das Buch
ist seinem Zweck als Führer auf einer Rundfahrt sorgfältig
angepaßt . Es gibt das , was der an den Fahrplan seines
Schiffes gebundene Reisende bei den kurzen , nur auf wenige
Tage bemessenen Aufenthalten in den einzelnen Häfen sehen
kann , und was er für diese kurze Zeit wissen muß . Nicht
Vollständigkeit also sollte geboten werden , sondern eine wohl-
überlegte Auslese . Die fünfte Auflage ist von Grund auf neu
geschrieben und erheblich erweitert worden . Völlig erneuert
und bereichert ist auch die Ausstattung mit Karten und Plänen .
Der Band behandelt ausführlich alle wichtigen Küstenplätze von
Gibraltar bis Konstantinopel mit ihren Ausflugszielen , in den
Zufahrtslinien außerdem die Kanarischen Inseln und Ma -
deira . Dieser Führer gehört in die Hand aller , die ins Mittel -
meergebiet reisen . Auch die zahlreichen Teilnehmer an den
heute so beliebten Gesellschaftsreisen werden ihn mit Vorteil
benutzen .
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Nurzsckrikt im Bebövbenbienst
Aber die Tätigkeit der Beamtenkurzschriftverbände wird uns

Von diesen mitgeteilt :
I . Die vom Reichsminister des Innern am 19 . Dez . 1924 er¬

lassenen Richtlinien sehen vor :
I . Von den am I . Oktober 1925 oder später in den Reichs -

dienst eintretenden Beamten , die ihre Eingangsstellung
von Besoldungsgruppe IV an aufwärts haben , ist bei Ein -
tritt in den Vorbereitungsdienst die Kenntnis der Einheits¬
kurzschrift (Nr . 5) zu verlangen .

L. Kür die am 1 . Oktober vorhandenen Beamten gilt fol¬
gendes :
a ) Die Beamten , die eine Kurzschrist aus Grund einer

bereits bestehenden dienstlichen Verpflichtung beHerr -
scheu , haben sich bis zum I . Oktober " 1925 die Kennt¬
nis der Einheitskurzschrift (Nr . 5) anzueignen Treten
die Beamten nach dem 1 . April 1925 in den Reichs¬
dienst ein , so haben sie zur Erlernung eine halb -
jährige Frist .

d ) Die Beamten , die zur Beherrschung einer Kurzschrift
bisher dienstlich nicht verpflichtet find , haben sich, sofern
sie am 1 . April 1926 das 30. Lebensjahr noch nicht vol-
lendet haben , bis zu diesem Tage die Kenntnis der
Einheitskurzschrift <Rr . 5) anzueignen ; haben sie am
1 . April 1926 das 30. Lebensjahr bereits vollendet , so ist
ihnen die Erlernung der Einheitskurzschrift anzu -
empfehlen .

3. Die Angestellten , insbesondere die Kanzleikräfte , sind
darauf aufmerksam zu machen , daß vom 1. Oktobre 1925 an
im Behördenbetrieb die Einheitskurzschrift verwendet und
ihre Kenntnis (Nr . 5) insbesondere bei den Angestellten
des Kanzleidienstes vorausgesetzt wird .

4. Die obersten Behörden oder die von ihnen ermächtigten
nachgeordneten Behörden können Ausnahmen und Erleich -
terungen von den Vorschriften zu 1 bis 3 zulassen . Sie
können insbesondere Gruppen von Beamten und An -
gestellten , die nur wenig zu schreiben oder Akten usw . zu
lesen haben , von der Erlernung der Einheitsturzschrift
befreien . Auf die Kriegsbeschädigten ist angemessene Rück-
ficht zu nehmen .

v. Unter „Kenntnis der Einheitskurzschrift " ist die Fähigkeit
zu verstehen , in der Einheitskurzschrift gut leserlich zu
schreiben und in dieser Kurzschrift Geschriebenes zu lesen ;
eine bestimmte Schreibgeschwind .'gkeit wird nicht gefordert .

8. Soweit die dienstlichen Bedürfnisse es erfordern , bleibt es
den obersten Reichsbehörden oder den von ihnen ermäch-
tigten nachgeordneten Behörden unbenommen , weiter
gehende Anforderungen in der Kenntnis der Einheits -
kurzschrift an die Beamten und Angestellten ihres Ge -
schäftsbereichs , insbesondere für Neueinstellungen im
Kanzleidienst zu stellen .

7. Die Behörden haben die Bestrebungen der Beamten und
Angestellten , die Einheitskurzschrift zu erlernen , möglichst
zu fördern .

An diese Richtlinien haben sich die Reichs - , Länder - und Ge -
meindeverwaltungen im allgemeinen gehalten , nur wenige sind
vorüber hinausgegangen .

II . ES lernt j«tzt in Deutschland jährlich rund M Million
Menschen die Einheitskurzschrift , darunter sehr viele Beamte
und Angestellte . Deren Zahl wäre aber in der Masse der Be -
ymten - und Angestelltenschaft verschwunden , wenn nicht die
Beamtenkurzschriftverbände das Interesse an der Kurzschrift
immer von neuem geweckt, die Weiterbildung gefördert und der
freiwilligen Lehr - und Lerntätigkeit die Wege geebnet hätten .
Die leider nur bescheidenen Mittel , die einzelne amtliche
stellen dankenswerterweise den Beamtenkurzschristverbänden
imr Verfügung gestellt haben und hoffentlich auch weiterhin zur
Verfügung stellen werden , haben recht gute Früchte getragen
und sich als eine werbende Kapitalanlage erwiesen .

Wenn es nun auch bisher i» m vereinten Wirken von Be .
Hörden und Beamtenkurzschriswerbänden gelungen ist, eine
nach Zehntausenden zählende Schar von Beamten und An <s
gestellten mit der Einheitskurzschrift vertraut zu machen , so
mutz offen gesagt werden , daß es sich hierbei nur um Anfänge
handelt . Noch ist, schon rein zahlenmätzig betrachtet , das Ziel
weit entfernt , das bei der Schaffung der Einheitskurzschrift
vorgeschwebt hat : die öffentliche Verwaltung möglichst bald mit
kurzschriftkundigem Personal zu durchsetzen , die Einheitskurz -
fchrift zum Gemeingut der Behörden zu machen . Es verdient
aber hervorgehoben zu werden , datz Ministerialdirektoren ,
Präsidenten , Ministerialräte usw . sich nicht gescheut haben ,
Schulter an Schulter mit Beamten und Angestellten aller
Gruppen die Einheitskurzschrift schulmätzig zu erlernen .

Das wesentlichste Hindernis für schnelle allgemeine Ein -
führung der Kurzschrift im Behördenbereich ist das unseres Er -
achtens zu niedrig angesetzte Pflichtaiter . Es mag taktisch
richtig gewesen sein , bei Einführung einer weit und tief grei -
senden Verwaltungsmaßnahme den Bogen nicht gleich straff zu
spannen . Nachdem aber jetzt mehrere Jahre ins Land ge-
fangen sind und der Gedanke sich in der Beamten - und An -
tzestelltenschast durchgesetzt hat , daß der Gebrauch der Einheits -
kurzschrift im Behördendienst eine unabänderliche Tatsache ist,
erscheint der Zeitpunkt gekommen , die Richtlinien vom 19. De .
zember 1924 zu erweitern .

Allerdings sind die Widerstände nicht zu unterschätzen , die
sich hiergegen geltend machen werden , wie ja leider festzustellen
ist, datz schon die heutige unzulängliche Reglung Gegner in den
Kreisen der Beamten und Angestellten , nicht der Verwaltungen
findet . Gleichwohl mühte aber wenigstens das Pslichtalter für
die Erlernung der Einheitskurzschrift heraufgesetzt werden , und
zwar auf das 56. Lebensjahr , wie dies auch bereits die Reichs -
bahn getan Hai. Bei dieser Reglung würden in spätestens
15 Jahren sämtliche im Verwaltungsdienste tätigen Beamten
und Angestellten die Einheitskurzschrift beherrschen . Bis dahin
Hären auch die neu eintretenden Anwärter bereits von der
Schule her der Einheitskurzschrift mächtig , so datz die Kurz -
schriftfrage für die Behörden dann endgültig geregelt wäre .

Anwendung der Einheitskurzschrift
Mm Anschluß an die Richtlinien vorn 19. Dezember 1924

Kwen einige Verwaltungen vorläufige Anweisungen darüber
gegeben , wie die Einheitskurzschrift im Betriebe anzuwenden
ist. Es bestehen aber noch bei vielen Stellen Zweifel über das
Anwendungsgebiet der Kurzschrift vor allem fehlt es an ein -
Zeitlichen Grundsätzen .

Es erscheint uns daher dringend nötig , datz die Berwaltun -
gen möglichst bald einheitliche Richtlinien über die Anwen -
duug der Einheitskurzfchrift im Behördenbetriebe erlassen und
ihre Befolgung überwachen . Worauf sie sich zu erstrecken hat -
ten , soll kurz erörtert werden .

a ) Einen besonders hohen Wert für den Verwaltungsdienst
hat die Einheitskurzschrift , wenn die von den Sachbearbeitern
«Dezernenten , Referenten , Bürobeamten ) kurzschriftlich ver -
sahten Schriftsätze unmittelbar dnrch die Maschinenschreiber
«innen ) übertragen werden . In dieser Verwendungsmöglich -
keit liegt der grötzte wirtschaftliche Nutzen der Kurzschrift für
die Behörden ; er ist aber nur bei Einheitlichkeit des Systems ,
d. h. bei Verwendung der Einheitskurzschrift , gewährleistet .

Jeder Sachbearbeiter hat fast täglich längere Schriftstücke
anzufertigen , die nicht ohne weiteres niedergeschrieben oder
angesagt werden können , sondern durch Benutzen von Akte?, ,
Gesetzes - und Verordnungsbüchern , Kommentaren u . dgl . vor -
bereitet werden müssen . Da heute nur die Minderzahl der
in Betracht kommenden Beamten die Kurzschrift beherrscht , ist
das Abfassen solcher Schriftstücke zeitraubend und infolgedes -
sen teuer . Noch teurer wird es , wenn der Schriftsatz auf
Grund der ersten Niederschrift in die Schreibmaschine ange -
sagt wird , da der hochbezahlte Verfasser während dieser An -
sagezeit seinen anderen Dienstgeschäften entzogen wird . So
wird aber heute in der Regel verfahren . Die Beseitigung des
Zeitverlustes , der im Hinblick auf die Masse der sich täglich
wiederholenden Vorgänge stark ins Gewicht fällt , ist nur mög -
lich , wenn die Entwürfe kurzschriftlich niedergeschrieben , ge-
gebenensalls vom Sachbearbeiter und Mitarbeiter durchgesehen
und dann ohne Diktat von dem Maschinenschreiber gleich
übertragen werden .

Gegen dieses Versahren lietz sich vielleicht einwenden , das
Lesen kurzschriftlicher Entwürfe sei, wenn sie nicht ganz deut -
lich geschrieben wären oder wenn sie Systemfehler enthielten ,
so schwierig , datz der durch Wegfall des Ansagens erreichte
Zeitgewinn durch den Zeitverlust beim Übertragen wieder
aufgewogen würde . Der Einwand ist nicht zugkräftig . Mit
schlechten Handschriften in Langschrift müssen sich die Kanz -
leikräste schon heute abfinden . Solche Fälle sind aber Aus -
nahmen ; die überwiegende Zahl der Beamten und Angestell -
ten schreibt leserlich , ost in Kurzschrift leserlicher als in Lang -
schrist , denn die Kurzschrift zwingt ihrem ganzen Wesen nach
den Schreiber zur Sorgfalt . Auch der Einwurf der System -
fehler ist abzulehnen . Grobe Fehler würden beweisen , datz
der Schreiber sein Handwerk nicht versteht — das kann vor¬
kommen und wird sich ändern lassen — , kleinere Verstöße sind
belanglos , denn sie verhindern nicht das richtige Wiederlesen .

d ) Entgegennahme von Diktaten . Dies gilt insbesondere
für längere Schriftsätze ; hier ist das Diktat wirtschaftlich ,
d. .h . zeit - und geldsparend . Zweckmätzig ist es , wenn der Dik -
tierende , um möglichst pausenlos ansagen zu können , wenig -
stens die schwierigeren Teile des Diktats vorher kurzschriftlich
festlegt .

c ) Entgegennahme mündlicher Anzeigen u . dgl . Hier gilt
sinngemäß das unter d ) Gesagte . Die Kurzschrift ist nützlich,
um die Abfertigung des Publikums zu beschleunigen .

Festhalten des Inhalts von mündlichen Anweisungen , Be -
sprechungen und Ferngesprächen . Die Kurzschrift leistet ftir
solche im Verwaltungsdienst täglich vorkommende Fälle guten
Nutzen . Sie trägt zur Beschleunigung des Geschäftsganges
bei , erleichtert dem Bearbeiter und dem verantwortlich Zeich-
nenden die Arbeit und gewährleistet eine erschöpfende Behand -
lung .

d) Anbringung von Randvernicrkeu und sonstigen Hinweisen
über die,Behandlung eines Schriftstückes . Durch Verwendung
der Kurzschrift lassen sich hier manche zeitraubende Rückspra -
chen u . dgl . ersparen . Im übrigen gilt das oben Gesagte .

Weamtenprogramme
der politischen Parteien

Deutschnaiionale Bolkspartei
1 . Staatspolitischer Teil . Die Erfüllung der Staatsaufgaben

ist von der Leistungsfähigkeit und dem Können der Beamten
abhängig . Wir fordern eine allgemeine festzulegende praktische
und , soweit erforderlich , wissenschaftliche Vorbildung , die neben
Tüchtigkeit und Leistungsfähigkeit die ausschlietzliche Grundlage
für die Stellenbesetzung zu bilden hat . Der Fortbildung seiner
Beamten , insbesondere der für leitende Stellung Berufenen ,
hat der Staat besondere Sorgsalt zuzuwenden . Die Beamten -
klaffen sich nicht hermetisch voneinander abzuschätzen ; bei aner¬
kannter Tätigkeit ist vielmehr ein stufenweiser Aufstieg in
höhere Beamtenklassen zu ermöglichen .

2 . Staatswirtschaftlicher Teil . Die bisherigen zahlreichen Ge -
Haltsklassen sind in eine möglichst geringe Zahl der Gehalts -
gruppen zusammenzulegen .

Das Grundgehalt soll der Leistung und Stellung des Be -
amten entsprechen .

Das Grundgehalt ist den Zeitverhältnissen entsprechend fest-
zusetzen . Die Spannung zwischen Anfangs - und Endgehalt
muh genügend hoch sein . Zum AnsangSgehalt treten jährliche
Alterszulagen , auf welche die Beamten einen Rechtsanspruch
haben .

Der Unterschied in den Kosten der Lebenshaltung , ausschlietz -
lich der Wohnung in den einzelnen Orten , ist durch einen nach
Ortsklassen abzustufenden Ortszuschlag auszugleichen . Für Be -
amte auf dem Lande , die nach Lage der Verhältnisse ihre
Kinder in städtische Schulen schicken müssen , sind besondere
Unterstützungen zu gewähren .

Die notwendigen Zuschüsse für kinderreiche Familien sind
neben der eigentlichen Beamtenbesoldung zu gewähren .

Für alle Beamten fordern wir die Gewährleistung der festen
Anstellung und völlige Freiheit in Ausübung der staatsbürger -
lichen Rechte . Lehrer - und Gemeindebeamte sollen in recht -
licher und wirtschaftlicher Beziehung den Staatsbeamten gleich-

gestellt werden . Für den Aufstieg innerhalb der Beamtenschaft
soll nicht die fchulmätzige Vorbildung allein , sondern Kennt ,
nis und Tüchtigkeit entscheiden . Zur Erhaltung eines zuver .
lässigen , pflichttreuen , unbestechlichen Beamtentums ist seine
wirtschaftliche Sicherung durch eine seiner sozialen Stellung
entsprechende , sich den Lebenskosten anpassende Besoldungsord -
nung zu bewirken .

Jede Neuordnung der Besoldung muß auch auf die Bezüge
der Hinterbliebenen , der Wartegeld - und Ruhegehaltsempfänger ,
deren gesamte Rechtsverhältnisse dringend einer Neuordnung
bedürfen , eine entsprechende Wirkung haben .

Peauitenprogramm der Demokraten
Die Beamten sollen getreu ihrem Diensteide als Organe deii

Staates ihre ganze Kraft in de » Dienst der Volksgemeinschaft
stellen und durch vorbildliche Beobachtung von Verfassung u>Ä
Gesetz den neuen Volksstaat befestigen , die sozialen Gegensätze
ausgleichen und eine wahre Volksgemeinschaft fördern .

Tie gesamte öffentliche Verwaltung ist einheitlich , einfach und
übersichtlich zu gestalten . Sie soll den Aufbau und die Tätig -
keit ihrer Behörden volkstümlich gestalten , das Vertrauen der
Bevölkerung gewinnen und so die noch vorhandenen b^klagens -
werten Gegensätzlichkeiten zwischen den Behörden und der Be¬
völkerung ausschalten .

Die Verwaltung erfolgt durch Berussbeamte .
Die Rechtsverhältnisse aller Berufsbeämten , einschließlich der

Reichsbahnbeamten , der Lehrer Und der Angehörigen der ge»
samten Polizei , werden auf öffentlich - rechtlicher Grundlage
aufgebaut und sind reichsrechtlich zu regeln , und zwar nicht in
Entwicklung arbeitsrechtlicher Grundsätze , sondern im Rahmen
des Staats - uNid Verfassungsrechts .

Die Anstellung aller Beamten geschieht auf Lebenszeit .
Ihre wohlerworbenen Rechte , insbesondere auch aus Ruhe -

gehalt und Hinterbliebenenoersorgung auf der Grundlage der
Bezüge der im Dienst befindlichen Beamten , find zu wahren .
Eine Trennung zwischen Hoheits - und Betriebsbeamten darf
nicht erfolgen . Die weiblichen Beamten sind den männlichen
gleichzustellen . Die Rechte der Beamten als freie Staatsbürger ,
mit Einschluß des vollen Vereinigungs - und Versammlungs -
rechts , sind zu erhalten und zu sichern. Zur Vertretung der
persönlichen Angelegenheiten der Beamten sind Beamtenver -
tretungen zu schaffen .

Den Beamten ist eine ausreichende Besoldung zu gewähren ,
die ihnen wirtschaftliche Selbständigkeit und Unabhängigkeit
sowie

'
angemessenen Anteil an den Kulturgütern des Volkes

sichert.
In allen Verwaltungen sollen Anstellung und Besörderung

unter Berücksichtigung der Lebenserfahrungen und des Dienst -
alters ausschlaggebend von der persönlichen Tüchtigkeit und den
Leistungen des Beamten abhängig sein . Leistungsfähigen Be -
amten ist ein freier Aufstieg zu gewahren . In die Stellen der
politischen Beamten und der Personalreferenten dürfen >iur
solche Persönlichkeiten berufen werden , die überzeugte An -
Hänger der verfassungsmäßigen republikanischen Staatsform
sind und sich für diese bewußt und tatkräftig einsetzen .

10 . Bundestag des Vad . Keamtenvundes
Im Bundeshause (Nowackanlage ) in Karlsruhe versammel -

ten sich Sonntag vormittag zahlreiche Vertreter des Badischen
Beamtenbundes zum 10 . Bundestag . Für die Regierung war
Ministerialrat Kirchgäßner erschienen . Ferner hatten sich die
Abgeordneten Dr. Baumgartner und Kühn vom Zentrum und
Bauer von der Deutschen Volkspartei eingefunden .
Der Bundesvorsitzende , Gerichtsoberverwalter Thum , richtete

an Teilnehmer uNd Gäste herzliche Begrüßungsworte und
erstattete sogleich den Geschäftsbericht für die letzten drei
Jahre . Er warf einen Rückblick auf die Kämpfe um die Be -
wldungsordnung und stellte fest, daß die Vorlage vom 24.
Februar 1928 dank der intensiven Tätigkeit der Beamten -
organisation manche Verbesserung brachte . Es seien aber im -
mer noch Härten vorhanden , die baldmöglichst ausgemerzt
werden müßten ; namentlich die Beamten des Bezirks würden
stiefmütterlich behandelt . Für den Wegfall der örtlichen
Sonderzulage in Mannheim und Kehl wird die Gewährung
einer Abfindungssumme empfohlen . Der Bericht unterstreicht
erneut die Dringlichkeit einer Reform des Beamtenrechts .
Eine zweckmäßige Refom der Verwaltung sieht er in der
Vereinfachung der Verwaltungsaufgaben , nicht im Abbau
und schematischen Wegfall jeder freiwerdenden dritten Stelle .
Der Badische Beamtenbund zählt rund 13 566 Mitglieder .

Ministerialrat Kirchgäßner anerkannte die Arbeit des Bun -
des und bezeichnete die Selbsthilfeeinrichtungen als ein ' )! uh -
mesblatt seiner Geschichte. Aus dem Gebiete des Beamten -
rechts gebe es noch manches zu tun . Die Verhandlungen zwi -
schen ihm , dem Personalreferenten , und den Beamtenvertre -
tern , seien früher und jetzt immer im Geiste gegenseitigen
Vertrauens geführt worden . Möge sich der Badische Beamten -
bund in gleich segensreicher Weise weiter entwickeln . Das sei
der Wunsch der Staatsregierung (Beifall ) .

Präsident vr . Baumgartner versicherte , datz alle verant -

wortungsbewutzten Parteien des Landtages den Kampf um
die Erhaltung des Berufsbeamtentums , das heute von nicht
zu unterschätzenden Kräften angefeindet werde , mit ganzer
Kraft unterstützen (Lebhafter Beifall ) . Die Beamten könnten
die Pflicht der Selbsterhaltung aber nur erfüllen , wenn sie
die gesamtpolitische und wirtschaftliche Lage unseres Volkes
mit in Rechnung stellten . Wenn von den Beamtenwünschen
auch ein erheblicher Teil erfüllt worden sei . so blieben doch
noch eine Reihe von Punkten übrig , die man vielleicht als

Härten und Ungerechtigkeiten empfinden müsse (Zustimmung ) .
Man sei im Landtag bei Regierungsparteien und staatsbe -

iahender Opposition eins , datz , sobald stch die Möglichkeit dazu
biete , die unbilligen Härten ausgeglichen werden müssen .
Man dürfe die Schwierigkeiten des Augenblicks nicht verken -

nen In einer Zeit , wo man gezwungen sei, Steuererhohun -

gen durchzuführen , könne man nicht an eine Revision der Be -

soldungsordnung herangehen . Der Redner äutzerte den drin -

genden Wunsch , überzeugt zu sein , datz die Lage unseres Kol¬
kes, wirtschaftlich betrachtet , sehr , sehr ernst ist, und daß man
deshalb sicher berechtigte Wünsche jetzt zurückstellen mutz .

Diese grundsätzlichen Ausführungen wurden von den Ab-

geordneten Bauer und Kühn nachdrücklich unterstützt . Letzterer
betonte , datz mit dem Gutachten der Sparkommisston das

letzte Wort noch nicht gesprochen sei . Vor der Entscheidung
müßten auch die mittleren und unteren Beamten geHort wer -

den Freilich dürfe man nicht vom beamtenpol,tischen Stand -

pünkt allein an die Fragen herangehen .
Im Verlaufe der Aussprache kam »um Abdruck , daß alle

an die Organisation herantretenden Wunsche ernstlich ge-

prüft , und keine Forderungen gestellt wurden , die über den

Rahmen des Tragbaren hinausgingen . Die schwierige Fi -

nanzlage des Staates würde keineswegs verkannt . Uner -

wünscht sei aber eine Überalterung der Beamtenschaft , not¬

wendig die Schaffung besserer BeförderunEverhaltnisse für

diese und jene Beamtenkategorie . — Nach Schluß der anre¬

genden Aussprache kamen der geschäftliche Teil und einige

mehr interne Angelegenheiten zur Erledigung . Zu erwähnen

ist. daß sich das Erholungsheim Hornberg gut entwickelt hat .

Die Vorstandswahl brachte keine Veränderung .
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